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Begründung  

zur Ausbildungs- und Prüfungsordnung für Hygienekontrolleurinnen und 

Hygienekontrolleure (APOHygKontr) 

  

A. Allgemeiner Teil 

Dieser Neuerlass der Ausbildungs- und Prüfungsordnung für Hygienekontrolleurinnen und 

Hygienekontrolleure (APOHygKontr) ersetzt zum 1. Juli 2026 die Ausbildungs- und 

Prüfungsordnung für Hygienekontrolleurinnen und -kontrolleure vom 8. Juni 2017 (GV. NRW. 

S. 598), die durch Verordnung vom 22. März 2024 (GV. NRW. S. 202) geändert worden ist. 

  

In Nordrhein-Westfalen sind Hygienekontrolleurinnen und Hygienekontrolleure als 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bei den unteren Gesundheitsbehörden tätig. 

Hygienekontrolleurinnen und Hygienekontrolleure haben als Beschäftigte des Öffentlichen 

Gesundheitsdienstes Aufgaben unter anderem im Bereich des Infektionsschutzes, der 

Hygieneüberwachung und des gesundheitlichen Umweltschutzes zu übernehmen.  

Es handelt sich um einen reglementierten Beruf. Die Anforderungen an das Berufsbild der 

Hygienekontrolleurinnen und Hygienekontrolleure sind seit der letzten Novellierung in 2016 

und auch seit der Pandemie deutlich gestiegen. Aus diesem Grund besteht ein Bedarf für die 

Novellierung der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für Hygienekontrolleurinnen und 

Hygienekontrolleure (APOHygKontr). Ziel der Novellierung ist es die Ausbildungsstruktur zu 

modernisieren und die praktische Ausbildung zu stärken, um den anspruchsvollen Tätigkeiten 

im Öffentlichen Gesundheitsdienst Rechnung zu tragen, die Hygienemaßnahmen in zu 

überwachenden Einrichtungen zu verbessern und damit einen wertvollen Beitrag zum 

Gesundheitsschutz der Bevölkerung zu leisten.  

Dafür wird die Ausbildung für Hygienekontrolleurinnen und Hygienekontrolleure an 

ausbildungs- und prüfungsrechtliche Standards neu geregelter Gesundheitsfachberufe 

angepasst und bestehende Strukturen vertieft und konkretisiert. Die neu geregelte Teilzeitform 

für den praktischen Teil der Ausbildung ermöglicht einem größeren Bewerberkreis die 

Ausbildung mit Rücksicht auf die individuellen Lebensumstände. Die Einführung von E-

Learning eröffnet die Möglichkeit, den Unterricht in Form von selbstgesteuertem Lernen in 

einem angemessenen Umfang durchzuführen.  

Zum Schutz des Berufsbildes und der Bevölkerung werden ausreichende Deutschkenntnisse als 

Zugangsvoraussetzung für die Ausbildung aufgenommen.  

Um eine größere Einheitlichkeit bei den zu vermittelnden berufspraktischen Kompetenzen zu 

gewährleisten, werden Mindeststunden in bestimmten Sachgebieten des praktischen 

Ausbildungsbereiches bei den unteren Gesundheitsbehörden und bei bestimmten externen 

Praxiseinsätzen festgelegt. Das gewährleistet, dass alle Auszubildende bestimmte 

Tätigkeitsfelder kennen lernen, in denen die Anforderungen an das Berufsbild besonders 

gestiegen sind und die daher Eingang in die praktische Ausbildung finden müssen. Die 



 

2 
 

Vereinheitlichung ermöglicht den Auszubildenden nach der Ausbildung flexibler bei 

verschiedenen unteren Gesundheitsbehörden eingesetzt werden zu können. Dabei bleiben 

Gestaltungsfreiräume der unteren Gesundheitsbehörden erhalten, um die Auszubildenden für 

die je nach regionalen Gegebenheiten unterschiedlichen Aufgabenschwerpunkte entsprechend 

auszubilden. Durch diese Vielseitigkeit wird das Berufsbild aufgewertet, was wiederum den 

Bewerberkreis erweitern und das Berufsbild insgesamt interessanter machen soll. 

Da die Ausbildung zur Desinfektorin und zum Desinfektor als Lehrgang ohne eigenständiges 

Berufsbild zukünftig aus der staatlichen Anerkennung fällt, entfällt auch die verpflichtende 

Teilnahme daran für die Prüfungszulassung bei den Hygienekontrolleurinnen und 

Hygienekontrolleure. Die Standardisierten Sachkenntnisse der Desinfektion werden jedoch als 

integraler Ausbildungsbestandteil aufgenommen, der mit 100 Mindeststunden in Anlage 2 

vorgesehen ist. Es erfolgt somit in der Ausbildung zur Hygienekontrolleurin oder zum 

Hygienekontrolleur eine ausreichende Vermittlung der entsprechenden Inhalte einer 

Ausbildung nach der Nordrhein-Westfälischen Ausbildungs- und Prüfungsordnung für 

Desinfektorinnen und Desinfektoren vom 14. April 2015. Die Zusammenführung der 

Ausbildungsinhalte der Desinfektion und der Hygienekontrolle in einer Ausbildungs- und 

Prüfungsverordnung folgt dem Grundsatz der Entbürokratisierung.  

Für die bessere Verzahnung von Theorie und Praxis werden die Regelungen zur Erstellung 

eines Ausbildungsplans und die Durchführung einer Praxisbegleitung konkretisiert. Zudem 

wird das Berichtsheft neu als Praxisbericht ausgestaltet, um der Leistung der Auszubildenden 

in der praktischen Ausbildung mehr Gewicht zu verleihen. Ein Praxisbericht schafft darüber 

hinaus aus prüfungsrechtlicher Sicht eine bessere Nachvollziehbarkeit bei der Bewertung der 

Ausbildungsabschnitte.  

Zu dem Vorhaben, die Ausbildung an moderne Standards anderer Gesundheitsfachberufe 

anzupassen, gehört auch die Aufnahme von Regelungen zum Ausbildungsverhältnis. Diese 

sollen rechtssichere Grundlagen für alle Beteiligten schaffen und dienen insbesondere dem 

Schutz der Auszubildenden (z. B. im Hinblick auf die zu zahlende Ausbildungsvergütung).  

Um der Leistung während der Ausbildung eine größere Bedeutung beizumessen, wird die 

Bildung von Vornoten für den praktischen und theoretischen Teil der Ausbildung neu 

aufgenommen. Bei der abschließenden Notengebung fließen die Leistungen aus der Ausbildung 

über die Vornoten dann direkt in die Abschlussnote ein. Ferner wird eine Bestehensrelevanz 

der Prüfungsfächer eingeführt und die Wiederholung einzelner Prüfungsteile zugelassen.  

Abschließend trägt die neu eingeführte Möglichkeit zur Wahl einer geschlechtsneutralen 

Berufsbezeichnung zur Förderung von Gleichberechtigung und Inklusion bei. 

Im Rahmen der Novellierung wird basierend auf der neuen APOHygKontr die Akademie für 

Öffentliches Gesundheitswesen (AÖGW) mit der Erstellung eines Curriculums für die gesamte 

Ausbildung beauftragt. Das Curriculum soll den Ausbildungsverantwortlichen als Grundlage 

für eine einheitliche Umsetzung der Ausbildung in Nordrhein-Westfalen dienen. Ziel ist es, die 

zu vermittelnden Kompetenzen auf den neuesten Stand der wissenschaftlichen und technischen 

Erkenntnisse zu bringen. Darüber hinaus soll das Curriculum maßgeblich zur Verbesserung der 

Ausbildungsstandards beitragen, indem moderne pädagogische Ansätze einbezogen werden, 
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Anregungen für eine gute Praxisbegleitung gegeben werden und die Verzahnung von Theorie 

und Praxis verstärkt wird. Damit wird die Ausbildung zukunftsfähig gestaltet, wodurch die 

Auszubildenden hinsichtlich der zu vermittelnden Kompetenzen bestmöglich auf den Beruf 

vorbereitet werden.  

Diese Verordnung tritt zum 1. Juli 2026 in Kraft und setzt den rechtlichen Rahmen für die 

Ausbildung für Hygienekontrolleurinnen und Hygienekontrolleure in Nordrhein-Westfalen. Sie 

ersetzt damit die vorherige Ausbildungs- und Prüfungsordnung für Hygienekontrolleurinnen 

und -kontrolleure vom 8. Juni 2017, die zum 30. Juni 2026 außer Kraft tritt. Eine 

Übergangsregelung sorgt dafür, dass Ausbildungen, die bis zum 31. Dezember 2026 begonnen 

wurden, auf der Grundlage der vorherigen Ausbildungs- und Prüfungsordnung für 

Hygienekontrolleurinnen und -kontrolleure vom 8. Juni 2017 abgeschlossen werden können.  

 

B. Besonderer Teil 

Zu § 1  

Ausbildungsziel 

Wie auch in der vorherigen Fassung bildet das Ausbildungsziel in § 1 den grundlegenden 

Aufgaben- und Verantwortungsbereich der staatlich anerkannten Hygienekontrolleurinnen und 

Hygienekontrolleure ab, zu der die Ausbildung die Hygienekontrolleurinnen und 

Hygienekontrolleure befähigen soll. § 1 regelt wichtige Einsatzgebiete dieser anspruchsvollen 

Tätigkeit im Einzelnen, wobei die Aufzählung nicht abschließend ist. Die Reihenfolge stellt 

keine Gewichtung dar. 

 

Zu § 2  

Ausbildungsbehörde 

Absatz 1 legt fest, dass die Ausbildungsbehörde ein Kreis oder eine kreisfreie Stadt in 

Nordrhein-Westfalen ist und diese die Gesamtverantwortung über die Ausbildung trägt. Die 

Auszubildenden werden einer unteren Gesundheitsbehörde zur Ausbildung zugeteilt.  

In Absatz 2 ist geregelt, dass jede Ausbildungsbehörde eine Ausbildungsleitung für die 

praktische Ausbildung zu bestellen hat, die die Ausbildung leitet und überwacht. Zudem 

gewährleistet sie die Zusammenarbeit mit der Akademie für Öffentliches Gesundheitswesen 

für die theoretische Ausbildung und veranlasst die Erstellung des Ausbildungsplans. Auf diese 

Weise wird eine optimale inhaltliche und zeitliche Theorie-Praxis-Verzahnung während der 

Ausbildung gewährleistet.   

Absatz 3 regelt die Zuweisung der Auszubildenden zu den Ausbildungsstellen für die praktische 

und theoretische Ausbildung.  

Nach Absatz 4 darf die Beschäftigung der Auszubildenden ausschließlich ihrer beruflichen 

Ausbildung dienen. 
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Zu § 3 

Dauer und Struktur der Ausbildung 

Absatz 1 legt die Dauer der Ausbildung in Vollzeit auf drei Jahre fest. Verlängerungen der 

Ausbildungszeit nach Maßgabe von § 3 Absatz 6 und 8 und § 27 Absatz 3 sind dadurch nicht 

ausgeschlossen. Zudem werden die Stunden in einen (berufs-) praktischen Teil bei den unteren 

Gesundheitsbehörden inklusive externer Praxiseinsätze und einen (fach-) theoretischen Teil bei 

der Akademie für Öffentliches Gesundheitswesen gegliedert. Absatz 1 legt außerdem fest, dass 

die Ausbildung im Blockmodell erfolgt, bei dem sich praktische und theoretische 

Ausbildungseinheiten abwechseln. Dadurch soll eine bessere Verzahnung der 

Ausbildungsinhalte in Theorie und Praxis erreicht werden. 

Absatz 2 sieht im Sinne eines Beitrags zur besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf die 

Möglichkeit zur Absolvierung des praktischen Teils der Ausbildung in Teilzeit vor. Die 

Ausbildung darf dabei insgesamt eine Dauer von fünf Jahren nicht überschreiten. Eine 

Beschränkung der Höchstdauer der Teilzeitausbildung ist erforderlich, weil sowohl die 

Auszubildenden als auch die ausbildungsbeteiligten Institutionen zu Beginn der Ausbildung 

eine zeitliche Perspektive für den Abschluss der Ausbildung benötigen. Es muss sichergestellt 

werden, dass das Ausbildungsziel und die Mindeststunden der Ausbildung erreicht werden 

können. Die Ausgestaltung der Teilzeitform obliegt der Ausbildungsbehörde.  

Absatz 3 eröffnet die Möglichkeit, den Unterricht, auch auf Grundlage einer curricularen 

Einbindung, in Form des selbstgesteuerten Lernens oder des E-Learnings in einem 

angemessenen Umfang, der zehn Prozent nicht überschreiten sollte, durchzuführen. Dadurch 

soll auch zukünftigen Entwicklungen des E-Learnings Rechnung getragen werden, ohne aber 

in einem zu weitgehenden Umfang auf die – gerade in der Ausbildung zu Gesundheitsberufen 

bedeutsame – persönliche Unterrichtsvermittlung durch berufserfahrene Ausbilderinnen und 

Ausbilder zu verzichten. Sofern die Schule von der Möglichkeit des E-Learnings Gebrauch 

macht, ist hierbei ein barrierefreier Zugang zu ermöglichen. Beim Einsatz von 

selbstgesteuertem Lernen oder E-Learning ist weiterhin das Erreichen des jeweiligen 

Ausbildungsziels unter Gewährleistung der Ausbildungsqualität sicherzustellen. Die 

Teilnahme ist gegenüber der Akademie für Öffentliches Gesundheitswesen und der 

Ausbildungsbehörde in schriftlicher oder elektronischer Form nachzuweisen. Der Nachweis 

muss in geeigneter Form erfolgen, beispielsweise durch einen Online-Test oder ein Zertifikat 

nach erfolgreicher Teilnahme.  

Absatz 4 regelt die Anrechenbarkeit einer anderen abgeschlossenen Ausbildung, eines 

Studiums oder Teile einer Ausbildung oder eines Studiums im Umfang ihrer Gleichwertigkeit 

auf bis zu sechs Monate der Dauer der praktischen Ausbildung zur Hygienekontrolleurin oder 

zum Hygienekontrolleur bei der unteren Gesundheitsbehörde. Die Ausbildung, das Studium 

oder die Teile einer Ausbildung oder eines Studiums können nur angerechnet werden, wenn sie 

erfolgreich abgeschlossen sind. Somit ist es nicht möglich, reine Ausbildungszeiten, die nicht 

mit einer bestandenen Prüfung oder in vergleichbarer Weise abgeschlossen wurden, zu 

berücksichtigen. Dabei können Inhalte im Umfang ihrer Gleichwertigkeit auch auf Sachgebiete 

angerechnet werden, die nach Anlage 2 Mindeststunden erfordern. Das Ausbildungsziel darf 

durch die Anrechnung nicht gefährdet werden. Bei einer Teilzeitausbildung ist der Umfang der 



 

5 
 

Teilzeit zu berücksichtigen und anhand dessen die äquivalente Anrechnungsdauer zu 

berechnen.  

Absatz 5 regelt die Anrechnung von Unterbrechungen der Ausbildung, z. B. wegen 

mutterschutzrechtlicher Beschäftigungsverbote der Auszubildenden und den Umfang von 

Fehlzeiten, welche auf die Dauer der praktischen Ausbildung und der theoretischen Ausbildung 

angerechnet werden können. 

Absatz 6 enthält eine Härtefallregelung zu den über Absatz 5 hinausgehenden Fehlzeiten. Zur 

Vermeidung von besonderen Härten sollen Unterbrechungen, die über die in Absatz 1 

angegebenen Zeiten hinausgehen, allerdings dann angerechnet werden, wenn nach Abwägung 

aller Umstände des Einzelfalls eine Anrechnung gerechtfertigt erscheint und die Erreichung des 

Ausbildungsziels dadurch nicht gefährdet wird. Ist eine Anrechnung nicht möglich, kann die 

zuständige Behörde die Ausbildungszeit verlängern, siehe die Möglichkeit in Absatz 8. 

Die Regelung von Absatz 7 der alten Fassung bleibt bestehen.  

Absatz 8 regelt die Möglichkeiten zur Verlängerung der Ausbildung, wenn das Ausbildungsziel 

gefährdet ist. Gleiches gilt, wenn eine Anrechnung von Fehlzeiten nicht möglich ist. 

 

Zu § 4  

Voraussetzungen für den Zugang zur Ausbildung 

§ 4 legt die Voraussetzungen für den Zugang zur Ausbildung fest. Die Voraussetzungen nach 

Satz 1 Nummer 1, 2 und 6 sind gemäß der Nachweis- und Sprachprüfverordnung 

Gesundheitsfachberufe NRW in der jeweils geltenden Fassung nachzuweisen. 

 

Zu § 5 

Praktische Ausbildung 

In § 5 Absatz 1 sind die Inhalte der praktischen Ausbildung festgelegt. Dabei wird auf Anlage 

4 verwiesen. In der praktischen Ausbildung ist sicherzustellen, dass die Auszubildenden 

Gelegenheit haben, die im theoretischen und praktischen Unterricht erworbenen Kenntnisse 

einzuüben und zu vertiefen (Theorie-Praxis-Transfer), um so die erforderlichen praktischen 

Fertigkeiten (Handlungskompetenzen) zu entwickeln, die ihr Berufsprofil als 

Hygienekontrolleurin oder Hygienekontrolleur kennzeichnen. Das Curriculum für die 

Ausbildung von Hygienekontrolleurin oder Hygienekontrolleur in Nordrhein-Westfalen liefert 

Anleitungen und Hinweise für die Umsetzung der praktischen Ausbildung.  

Absatz 2 in Verbindung mit Anlage 2 regeln Abschnitte und die Dauer der praktischen 

Ausbildung, indem Mindeststunden für die Ausbildung bei der unteren Gesundheitsbehörde 

sowie bei externen Praxiseinsätzen festgelegt sind. Die Regelung der Mindeststunden in 

bestimmten Sachgebieten bei den unteren Gesundheitsbehörden in Anlage 2 trägt dazu bei, 

dass die zu vermittelnden berufspraktischen Kompetenzen einheitlicher in der praktischen 

Ausbildung vermittelt werden können.  
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In Absatz 3 wird es den unteren Gesundheitsbehörden ermöglicht, Kooperationen einzugehen, 

um Maßnahmen der praktischen Ausbildung in einer anderen unteren Gesundheitsbehörde 

durchführen zu lassen.  

Absatz 4 regelt die Erstellung und Überprüfung von Praxisberichten für Ausbildungsabschnitte 

der praktischen Ausbildung bei den unteren Gesundheitsbehörden und in externen 

Praxiseinsätzen nach dem Muster der Anlage 1. Ein Praxisbericht sollte im Umfang ein bis zwei 

DIN A4-Seite nicht deutlich überschreiten. Praxisberichte für Ausbildungsabschnitte, die 

außerhalb der unteren Gesundheitsbehörde ablaufen, sind von der verantwortlichen Person in 

den externen Einrichtungen abzuzeichnen.  

Absatz 5 ermöglicht es den Auszubildenen außerhalb der unteren Gesundheitsbehörde einen 

Lehrgang zur Desinfektion anstelle der bisher verpflichtenden, jedoch nun aus der staatlichen 

Anerkennung fallende, Ausbildung zur Desinfektorin und zum Desinfektor zu absolvieren. 

Dabei ist von einem verbindlichen Besuch eines Lehrgangs auszugehen, wenn die 

Fähigkeiten, Fertigkeiten und Kenntnisse der Desinfektion nach Anlage 4 nicht durch eine 

entsprechend befähigte Person bei der unteren Gesundheitsbehörde vermittelt werden können.  

 

Zu § 6  

Ausbildungsplan  

Absatz 1 regelt, dass die Ausbildungsbehörde vor Beginn der Ausbildung einen 

Ausbildungsplan erstellt. Dabei werden Ausbildungsabschnitte bei der unteren 

Gesundheitsbehörde, in externen Praxiseinsätzen und bei der Akademie für Öffentliches 

Gesundheitswesen bestimmt, die zu bewerten sind.  

Die Bewertung des Ausbildungsabschnittes gemäß § 8 sollte grundsätzlich auf Grundlage der 

erstmaligen Festlegung der Dauer der zu vermittelnden Ausbildungsinhalte des 

Ausbildungsabschnittes unter Einbeziehung des Ausbildungsplans erfolgen, um zu 

verhindern, dass kleinteilige Bewertungszeiträume entstehen. (Beispielsweise: Ein im 

Ausbildungsplan festgelegter externer Praxiseinsatz verschiebt sich zeitlich, so dass ein 

Ausbildungsabschnitt bei der unteren Gesundheitsbehörde unterbrochen wird. In diesem Fall 

wird der Ausbildungsabschnitt bei der unteren Gesundheitsbehörde fortgeführt, sobald die 

oder der Auszubildende die praktische Ausbildung bei der unteren Gesundheitsbehörde 

fortsetzt. Dadurch soll zur Erreichung des Ausbildungsziels die inhaltliche und zeitnahe 

Fortführung und Beendigung des Ausbildungsabschnitts gewährleistet werden, um die 

Einheitlichkeit in der Bewertung des jeweiligen Ausbildungsabschnittes zu ermöglichen.)  

Absatz 2 fordert von der Ausbildungsbehörde Kooperationsvereinbarungen mit den 

Einrichtungen der externen Praxiseinsätze zu schließen, um dadurch sicherzustellen, dass alle 

externen Praxiseinsätze auf der Grundlage des Ausbildungsplans durchgeführt werden 

können. 
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Zu § 7 

Praxisbegleitung 

Absatz 1 regelt, dass während der praktischen Ausbildung eine Praxisbegleitung durch die 

Ausbildungsbehörde erfolgen muss. Die Ausbildungsleitung stellt die Praxisbegleitung in 

angemessenem Umfang durch geeignete Fachkräfte sicher. Die Praxisbegleitung wird 

aufgrund ihrer persönlichen und fachlichen Fähigkeiten benannt. Es ist möglich, dass bei 

persönlicher und fachlicher Eignung die Ausbildungsleitung und Praxisbegleitung von einer 

Person übernommen wird. 

Absatz 2 regelt die Aufgaben einer Praxisbegleitung. Während der externen Praxiseinsätze kann 

die Praxisbegleitung in angemessenem Umfang unter Einhaltung datenschutzrechtlicher 

Vorgaben auch als digitale mobile Begleitung oder durch vorher mit der oder dem 

Auszubildenden definierte Lernziele, einem Abschlussgespräch oder ähnlichem erfolgen ohne 

gleichzeitige Anwesenheit der Praxisbegleitung im externen Praxiseinsatz. Hier kann das 

Curriculum Anregungen zur Ausgestaltung geben.  

 

Zu § 8 

Bewertung von Leistungen während der praktischen Ausbildung 

In Absatz 1 und 2 ist geregelt, dass die Leistung während der Ausbildungsabschnitte der 

praktischen Ausbildung bei der unteren Gesundheitsbehörde sowie in externen 

Praxiseinsätzen gemäß § 26 Absatz 1 Satz 3 und Absatz 2 Satz 2 von der Praxisbegleitung 

gemeinsam mit der Ausbildungsleitung in Form von Teilnoten zu bewerten sind. Als 

Grundlage für die Bewertung dienen die Praxisberichte der jeweiligen Ausbildungsabschnitte. 

Die Teilnoten werden nach dem Muster der Anlage 2 festgelegt. 

Absatz 3 regelt wie aus den Teilnoten am Ende der praktischen Ausbildung eine Vornote für 

die gesamte praktische Ausbildung gebildet wird. Dabei wird die Durchschnittsnote der 

praktischen Ausbildung bei der unteren Gesundheitsbehörde vierfach gewichtet, um den 

höheren zeitlichen Einsatz bei der unteren Gesundheitsbehörde im Vergleich zu den externen 

Praxiseinsätzen zu berücksichtigen. 

Absatz 4 legt fest, dass bei einer mindestens „ausreichenden“ Vornote, die Teilnahme an der 

praktischen Ausbildung als erfolgreich gilt.  

 

Zu § 9  

Theoretische Ausbildung 

Der Regelungsgehalt von § 7 Absatz 1 der alten Fassung bleibt bestehen. 
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Zu § 10  

Bewertung von Leistungen während der theoretischen Ausbildung 

In Absatz 1 und 2 ist geregelt, dass die Leistung während der theoretischen Ausbildung bei 

der Akademie für Öffentliches Gesundheitswesen gemäß § 26 Absatz 1 Satz 3 und Absatz 2 

Satz 2 zu bewerten sind. Für die Bewertung sind in den in Anlage 5 genannten 

Unterrichtsfächern 1 bis 4 jeweils mindestens eine Aufsichtsarbeit zu schreiben. Die 

Aufgaben sind von den Dozierenden der Akademie für Öffentliches Gesundheitswesen zu 

stellen und zu bewerten.  

Absatz 3 regelt wie aus den Noten der schriftlichen Arbeiten durch das arithmetische Mittel 

am Ende der theoretischen Ausbildung eine Vornote für die gesamte theoretische Ausbildung 

gebildet wird.  

Absatz 4 legt fest, dass bei einer mindestens „ausreichenden“ Vornote, die Teilnahme an der 

theoretischen Ausbildung als erfolgreich gilt. 

 

Zu § 11 

Ausbildungsvertrag 

§ 11 enthält Regelungen zum Ausbildungsvertrag, den die Ausbildungsbehörde mit der 

auszubildenden Person schließen soll.  

 

Zu § 12  

Pflichten der Auszubildenden 

§ 12 regelt die Pflichten der auszubildenden Person.  

 

Zu § 13 

Pflichten der Ausbildungsbehörde 

Absatz 1 zählt die Pflichten der Ausbildungsbehörde auf. Diese Pflichten resultieren daraus, 

dass die Ausbildungsbehörde gemäß § 2 Absatz 1 Satz 2 die Gesamtverantwortung für die 

Ausbildung trägt. Absatz 1 Nummer 3 besagt, dass die Ausbildungsbehörde verpflichtet ist, 

die Praxisbegleitung gemäß § 7 in angemessenen Umfang zu gewährleisten. Dies kann unter 

Einbeziehung curricularer Inhalte erfolgen.  

Absatz 2 dient dem Schutz der oder des Auszubildenden.  
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Zu § 14 

Probezeit 

§ 14 regelt die zu vereinbarende Probezeit von Auszubildenden. 

 

Zu § 15 

Ende des Ausbildungsverhältnisses 

Angepasst an die Systematik der Gesundheitsfachberufe endet auch die Ausbildung zur 

Hygienekontrolleurin oder zum Hygienekontrolleur unabhängig vom Zeitpunkt der 

staatlichen Abschlussprüfung mit Ablauf der Ausbildungszeit. Verlängerungen der 

Ausbildung nach Absatz 2 sind davon nicht betroffen.  

 

Zu § 16  

Kündigung des Ausbildungsverhältnisses 

§ 16 regelt die Kündigungsmöglichkeiten und Kündigungsvoraussetzungen des 

Ausbildungsverhältnisses. 

 

Zu § 17  

Beschäftigung im Anschluss an das Ausbildungsverhältnis 

§ 17 regelt die Konsequenz einer Weiterbeschäftigung der auszubildenden Person nach Ende 

des Ausbildungsverhältnisses.  

 

Zu § 18  

Nichtigkeit von Vereinbarungen 

§ 18 regelt die Nichtigkeit von Vereinbarungen zu Lasten der auszubildenden Person und 

orientiert sich an den im Ausbildungsrecht üblichen und bunderechtlich modernisierten 

Ausbildungsordnungen.  

 

Zu § 19 

Staatliche Prüfung 

Absatz 1 regelt, dass die Ausbildung mit der staatlichen Prüfung zur Hygienekontrolleurin 

und zum Hygienekontrolleur abschließt. Der Abschluss der Ausbildung ist nicht 

gleichzusetzen mit der Beendigung des Ausbildungsverhältnisses. Denn dieses endet erst mit 
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Ablauf des Ausbildungsvertrages, vgl. § 15 Absatz 1. Die Prüfung besteht aus einem 

schriftlichen und einem mündlichen Teil. 

Absatz 2 regelt den Gegenstand und den Zeitpunkt der Prüfung.  

 

Zu § 20 

Prüfungsausschuss 

Absatz 1 bis 4 regeln die Zusammensetzung des Prüfungsausschusses, der bei der 

Bezirksregierung Düsseldorf, Landesprüfungsamt für Medizin, Psychotherapie und Pharmazie 

eingerichtet wird.  

 

Zu § 21  

Zulassung zur Prüfung 

§ 21 regelt die Zulassung zur Prüfung. Neu ist die Festlegung eines früheren 

Antragszeitpunktes, der Nachweis eines Praxisberichtes anstelle eines Berichtsheftes, der 

Wegfall des Nachweises einer erfolgreich abgeschlossenen Ausbildung zum Desinfektor / zur 

Desinfektorin, die Einführung einer möglichen elektronischen Antragstellung und 

Prüfungsladung sowie die ausdrückliche Nennung von Fehlzeiten als Zulassungskriterium. 

 

Zu § 22  

Nachteilsausgleich 

§ 22 regelt die Voraussetzungen zur Gewährung eines Nachteilsausgleichs  

 

Zu § 23  

Schriftlicher Teil der Prüfung 

§ 23 regelt den schriftlichen Teil der Prüfung.  

 

Zu § 24  

Mündlicher Teil der Prüfung 

§ 24 regelt den mündlichen Teil der Prüfung.  

 

 

 



 

11 
 

Zu § 25  

Niederschrift 

§ 25 regelt die Niederschrift.  

 

Zu § 26  

Bewertung der Prüfungsleistungen 

§ 26 legt die Bewertungskriterien und die Notenfindung fest.  

Zu § 27  

Bestehen und Wiederholung der Prüfung 

§ 27 regelt die Voraussetzungen für das Bestehen und die Wiederholung der Prüfung.  

 

Zu § 28  

Zeugnisse und Mitteilungen 

Absatz 1 und 2 regeln die Bekanntgabe der Prüfungsergebnisse und Ausgabe des Zeugnisses. 

Die Ausgabe des Zeugnisses bedeutet nicht die Beendigung des Ausbildungsverhältnisses, vgl. 

§ 15 Absatz 1.  

Absatz 3 regelt, dass die geprüfte Person mit Aushändigung des Zeugnisses nach Abschluss 

der Ausbildung berechtigt ist die Berufsbezeichnung „Hygienekontrolleurin“, 

„Hygienekontrolleur“ oder „Hygienekontrollperson" gemäß § 34 zu führen. Das bedeutet, 

dass die Berufsbezeichnung erst nach dem Ablauf der Ausbildungszeit geführt werden darf. 

Zur Würdigung der bestandenen Abschlussprüfung, ist es wünschenswert, dass den 

Absolventinnen und Absolventen die Teilnahme an der Zeugnisverleihung ermöglicht wird.  

Absatz 4 und 5 regeln das Nichtbestehen der Prüfung und die Mitteilung des 

Prüfungsergebnisses an die Ausbildungsbehörde.  

 

Zu § 29  

Rücktritt und Fernbleiben von der Prüfung 

§ 29 regelt die Fälle des Rücktritts und des Fernbleibens von der Prüfung.  

 

Zu § 30 

Ordnungsverstöße und Täuschungsversuche 

§ 30 regelt das Verfahren bei Ordnungsverstößen und Täuschungsversuchen.  
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Zu § 31  

Prüfungsunterlagen 

§ 31 regelt die Einsicht in und die Aufbewahrung der Prüfungsunterlagen.  

 

Zu § 32  

Gleichwertige Ausbildungen 

§ 32 regelt die Möglichkeit der Anerkennung von gleichwertigen Abschlüssen aus anderen 

Bundesländern oder von außerhalb Deutschlands. Gemäß § 6 Absatz 7 Nummer 1 in 

Verbindung mit Absatz 4 der Zuständigkeitsverordnung Heilberufe ist die Bezirksregierung 

Münster, die zuständige Stelle für die Anerkennung. 

 

Zu § 33  

Prüfungs- und Teilnahmegebühren 

§ 33 regelt die Prüfungs- und Teilnahmegebühren.  

 

Zu § 34  

Anspruch auf die Wahl einer anderen Berufsbezeichnung 

Statt der Berufsbezeichnung „Hygienekontrolleurin“ oder „Hygienekontrolleur“ besteht die 

Möglichkeit nun auch die geschlechterneutrale Berufsbezeichnung „Hygienekontrollperson“ 

zu führen. 

 

Zu § 35  

Übergangsvorschriften für begonnene Ausbildungen zur Hygienekontrolleurin und zum 

Hygienekontrolleur 

§ 35 regelt die Übergangsvorschriften für die Altausbildung.  

 

Zu § 36  

Inkrafttreten, Außerkrafttreten  

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 2026 in Kraft. Damit ersetzt sie die Ausbildungs- und 

Prüfungsordnung für Hygienekontrolleurinnen und -kontrolleure vom 08. Juni 2017 (GV. 

NRW. S. 598), die zum 31. Juni 2026 außer Kraft tritt. 


